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Vorwort

Es ist mit großer Freude und Stolz, dass ich das Vorwort zu meiner Disser‐
tation verfasse.

Die Frage nach einem „Recht auf Zugang zur Elternschaft“ steht in einer
Zeit des gesellschaftlichen Umbruchs. Die traditionellen Vorstellungen von
Familie und Elternschaft haben sich gewandelt. Aus der Rechtswissenschaft
ist bekannt, dass es ein europäisches Menschenrecht und deutsches Grund‐
recht auf reproduktive Autonomie gibt, das auch das Recht beinhaltet, sich
reproduktionsmedizinischen Techniken zu bedienen. Allerdings gibt es gu‐
te Gründe für die sich mehrende Kritik, dass ein solches Recht konzeptio‐
nell zu kurz greift, und als „Recht auf Zugang zur Elternschaft“ reformuliert
werden muss.

Diese Arbeit stellt einen interdisziplinären Ansatz dar, der unter Be‐
rücksichtigung von rechtsdogmatischen, rechtssoziologischen und rechts‐
vergleichenden Aspekten untersucht, ob ein „Recht auf Zugang zur Eltern‐
schaft“ aus menschenrechtlicher und verfassungsrechtlicher Perspektive
begründet ist und macht hierfür auch Argumente fruchtbar, die in den
teils differenzierteren rechts- und moralphilosophischen Diskussionen ent‐
wickelt wurden und rechtlich anschlussfähig sind.

Es ist meine Überzeugung, dass das „Recht auf Zugang zur Elternschaft“
ein essentieller Bestandteil einer inklusiven Gesellschaft ist. Der deutsche
Gesetzgeber wird den daraus erwachsenden Auftrag für mehr Neutralität
gegenüber der Pluralität an verschiedenen Lebensentwürfen und Familien‐
formen sowohl im Fortpflanzungsmedizinrecht als auch im Familienrecht
umzusetzen haben. Hierzu hoffe ich, mit dieser Arbeit einen Beitrag zu
leisten.

Ich möchte mich an dieser Stelle bei meinem Betreuer und meinen
Förderern, bei meiner Familie, meinen Freunden und Kollegen bedanken,
die mich während meiner Promotion unterstützt haben.

Mein besonderer Dank gilt meinem Betreuer und Erstgutachter, Profes‐
sor Dr. Thomas Gutman M.A., der mich vom ersten bis zum letzten Tag
für dieses Projekt begeistert hat und mir sowohl in fachlicher als auch
persönlicher Hinsicht jede erdenkliche Unterstützung und hervorragende
Rahmenbedingungen geboten hat, um dieser Arbeit zum Erfolg zu verhel‐
fen. Seine Anregungen und unsere Diskussionen haben maßgeblich dazu

5

https://doi.org/10.5771/9783748917496-1 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748917496-1
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


beigetragen, meine Ideen zu formen und weiterzuentwickeln. Meine Zeit
als Wissenschaftliche Mitarbeiterin an seinem Lehrstuhl für Bürgerliches
Recht, Rechtsphilosophie und Medizinrecht gehört zu den prägendsten
Abschnitten meiner juristischen Laufbahn. Für das mir entgegengebrachte
Vertrauen und die tatkräftige Unterstützung möchte ich mich herzlich be‐
danken.

Danken möchte ich auch meiner Zweitgutachterin, Professor Dr. Nora
Markard M.A., für die schnelle und sorgfältige Korrektur meiner Arbeit
sowie für die fachlich wertvollen Hinweise und Denkanstöße, die mir noch
manch neuen Blickwinkel eröffnet haben.

Bedanken möchte ich mich außerdem bei Professor Dr. Bettina Heider‐
hoff, die neben Professor Gutmann und Professor Markard meine Disputa‐
tion geführt hat, und mir so ein spannendes und in jeder Hinsicht produk‐
tives Forschungsgespräch ermöglicht hat.

Mein Dank gilt zudem Professor Dr. Anne Peters LL.M. und Professor
Dr. Armin von Bogdandy M.A., die eine Aufnahme meiner Dissertation
in die Schriftenreihe des Max-Planck-Instituts für ausländisches Recht und
Völkerrecht ermöglicht haben.

Bedanken möchte ich mich auch für die großzügige Förderung durch
das Niedersachsen-Konsortium des Niedersächsischen Ministeriums für
Wissenschaft und Kultur, das die Kosten für die Publikation meiner Disser‐
tation vollständig übernommen hat.

Ein großer Dank gilt schließlich meiner Familie und meinen Freunden,
die mich auf meinem Weg durch das Studium und die Promotion uner‐
schütterlich begleitet und moralisch unterstützt haben. Ganz besonders
danken möchte ich meinen Eltern, Jürgen und Silvia Dahlkamp, die mir
die wahre Bedeutung von „Elternschaft“ viel nähergebracht haben, als ich
überhaupt – auch nicht auf 700 Seiten – zum Ausdruck bringen könnte.
Meinem Vater danke ich für das gewissenhafte und aufopferungsvolle Redi‐
gieren dieser Arbeit.

Mein abschließender Dank geht an meinen Verlobten, Dr. Jens Julian
Storp – für einfach alles.

1. Juli 2023 Helen Dahlkamp

Vorwort
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